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Erster Bürgermeister Klaus Meier eröffnet um 19:03 Uhr die öffentliche Sitzung des Stadtrates, 
begrüßt die anwesenden Mitglieder des Stadtrates, die anwesenden Ortssprecher, die 
erschienenen Bürgerinnen und Bürger, sowie die Vertreter der Presse. Er trägt die 
Entschuldigungen vor und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit fest. 
Einwendungen gegen die Tagesordnung werden nicht erhoben. 
 
 
 

ÖFFENTLICHE SITZUNG 
 

 SR/20240110/Ö  

  Vertagung von TOP 3 
   

 
SRM Muck beantragte mit E-Mail vom 9.1.2024, den TOP 3 von der Tagesordnung zu nehmen. 
 
Beschluss: 
 
Der TOP 3 wird von der Tagesordnung genommen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 

 

 SR/20240110/Ö1  

1 Genehmigung der öffentlichen Niederschrift vom 06.12.2023 
   

Beschluss: 
 
Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Stadtrates vom 6.12.2023 wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
   

2 Bericht des Bürgermeisters 
   
   

2.1 Rückblick Weihnachtsmarkt 
 40.050.2024  

 
Mitteilung: 
 
Trotz des durchwachsenen Wetters wurde auch im vergangen Jahr 2023 der Weihnachtsmarkt 
wieder sehr gut besucht. Über 70 Aussteller boten Kunsthandwerk, Geschenkideen, regionale 
Produkte und kulinarische Köstlichkeiten an und stimmten so auf die Weihnachtszeit ein. Ein 
großes Dankeschön an die Neustadtwerke und Kommunalbetriebe, sowie alle Beteiligten, die zum 
Gelingen des Marktes beigetragen haben! 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.2 Ergebnisbericht über Feuerwerksverbot an Silvester und Neujahr in der Innenstadt 
 30.096.2024  

 
Mitteilung: 
 
Die Allgemeinverfügung über das Feuerwerksverbot an Silvester und Neujahr in der Innenstadt 
2023/2024 war in diesem Jahr äußerst wirkungsvoll. 
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Die unterstützenden Maßnahmen, Ausschilderung der gesamten Innenstadt mit 30 DIN A1 
Plakaten, Veröffentlichung durch sämtlichen Medien (Facebook, Homepage, FLZ und 
Rathausboten) und das Beauftragen eines Sicherheitsdienstes waren ein voller Erfolg. 
 
An das Verbot wurde sich nahezu ausnahmslos gehalten. 
Ein paar wenige Unvernünftige gab es trotzdem, die durch unseren Sicherheitsdienst beanstandet 
werden mussten. 
Wir erhielten 5 Anzeigen gegen die Allgemeinverfügung. Diese werden einzelfallabhängig i.d.R. 
mit einem Verwarnungsgeld geahndet.  
 
Auch die Polizeiinspektion Neustadt a.d.Aisch berichtet von einer verhältnismäßig ruhigen Nacht.  
 
Ein erfreulicher Nebeneffekt für den Bauhof und die Umwelt war das reduzierte Müllaufkommen 
und die kürzeren Säuberungsarbeiten an Neujahr in der Stadt.  
 
Es empfiehlt sich auch im nächsten Jahr an den Maßnahmen festzuhalten.  
 
Erster Bürgermeister Meier berichtet außerdem von einer E-Mail von Rüdiger Pfeiffer, der sich im 
Namen des Posaunenchors für das friedliche Turmblasen in diesem Jahr bedankt, zu keiner Zeit 
haben sich die Turmbläser dieses Mal bedroht gefühlt. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.3 Sachstand zum Antrag "Mobile Retter - Smartphone basierte Ersthelfer-
Alarmierung" 

 30.095.2023  

 
Mitteilung: 
 

In der Stadtratssitzung am 29.03.2023 wurde dem Antrag der CSU-Stadtratsfraktion vom 
17.03.2023 über die Implementierung der „Smartphone basierten Ersthelfer-Alarmierung“ 
zugestimmt.  
 

Die Verwaltung hatte zuletzt ein Gespräch mit Martin Hufnagel und Harry Ittner (Vertreter der Fa. 
Stryker und langjähriger Rettungsdienstmitarbeiter) über die Möglichkeit einer Smartphone 
basierten Ersthelfer-Alarmierung geführt.  
 

Herr Ittner berichtete von Erfahrungswerten anderer Kommunen wie Regensburg und Ingolstadt, 
die bereits ein solches System integriert haben.  
Die Alarmierung müsste zwingend über die Leitstelle erfolgen und sollte flächendeckend für den 
gesamten Landkreis Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim, weiter sogar für das gesamte 
Zweckverbandsgebiet Ansbach und Neustadt a.d.Aisch-Bad Windsheim eingeführt werden.  
Die Finanzierung und Bereitstellung einer „App“ sollte im besten Fall vom Zweckverband für 
Rettungsdienst und Feuerwehralarmierung Ansbach übernommen werden. Hier gibt es bereits 
erste positive Gespräche und Signale.  
 

Zum jetzigen Zeitpunkt können wir als Stadt Neustadt a.d.Aisch wenig zu diesem Projekt 
beitragen, haben den Projektanten unsere Unterstützung angeboten, sobald es für uns etwas zu 
tun gibt.  
 

Zur Kenntnis genommen  
   

2.4 Gehölzentfernungen auf dem Grundstück Fl.Nr. 835 der Gemarkung Neustadt 
a.d.Aisch (An den Weinbergen) 

 51.299.2024  

Mitteilung: 
 
Der Stadtrat hatte sich jüngst am 25.10.2023 mit der Flurnummer südlich der Straße An den 
Weinbergen befasst.  
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Mehrheitlich war ein Antrag, grundsätzlich einen Bebauungsplan für eine wohnbauliche Nutzung 
aufzustellen, abgelehnt worden. 
 
Am 02.01.2024 war von Anwohnern mitgeteilt worden, dass auf dem Grundstück großflächig 
Gehölze entfernt werden. Die Meldung wurde bei der Stadt abgesetzt, nachdem die 
Naturschutzbehörde im Landratsamt telefonisch nicht erreicht werden konnte. 
 
Noch am selben Tag wurde die Bauaufsichtsbehörde informiert, die den Sachverhalt an den 
Naturschutz weitergegeben hat. 
 
Die Schnittmaßnahmen wurden durch das Landratsamt gegenüber der Eigentümerin eingestellt. 
 
Eigentlich war für Montag, 08.01.2024 ein Termin vor Ort geplant, bei der das weitere Vorgehen 
besprochen werden sollte. In Folge der Bauernproteste konnten aber Gesprächsteilnehmer 
teilweise nicht erscheinen, der Termin wurde auf Donnerstag, 11.01.2024 verschoben. 
 
Sobald das Landratsamt Festlegungen getroffen hat, wird der Stadtrat weiter informiert. 
 
Bei der städtischen Verwaltung stößt das Vorgehen der Eigentümerin auf Unverständnis. Bereits 
im April 2022 war die Eigentümerin seitens der Stadt darauf hingewiesen worden, dass die 
Entnahme von Grünbestand mit dem Landratsamt abzustimmen ist, was aber nicht erfolgt ist. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.5 Glasfaserausbau im Stadtgebiet durch die Glasfaserplus 
 52.102.2024  

 
Mitteilung: 
 
Die im Bereich Wilhelmstraße, Ludwigstraße, Nürnberger Straße und Marktplatz von der 
Glasfaserplus für den Ausbau des Glasfasernetzes beauftragte Firma wurde von der 
Tiefbauverwaltung bereits mehrmalig auf die mangelhafte Wiederherstellung der Pflasterflächen 
aufmerksam gemacht. Der Firma wurde mitgeteilt, dass die ausgeführten Arbeiten nicht 
abnahmefähig sind. Auch durch einen zwischenzeitlichen Wechsel des Subunternehmers hat sich 
die Qualität der Arbeiten nicht verbessert. 
Deshalb wurde der Firma bis zur Klärung mit der Glasfaserplus mitgeteilt, die Arbeiten 
einzustellen. Erst nach wiederholter Aufforderung wurden die Bautätigkeiten beendet. 
Eine Baustellenbegehung im Beisein der für die Ausführung zuständigen Mitarbeiter der Telekom 
findet am Donnerstag, den 11.01. statt.     
Die Verwaltung wird darauf hinwirken, dass die Arbeiten erst nach Beseitigung der Mängel 
weitergeführt werden. 
 
Zur Kenntnis genommen  
 
   

2.6 Geführte Wanderung am 21.1.24 
 40.051.2024  

 
Mitteilung: 
 
Am Sonntag, den 21. Januar 2024, bietet unser Wanderwegewart Robert Schütz eine geführte 
Wanderung an. Treffpunkt ist um 9.35 Uhr am Hauptbahnhof Neustadt. Von dort geht es durch die 
Multern- und die Pfalzbachschlucht. Gemeinsame Einkehr im Gasthaus Scharfes Eck. Länge ca. 
13 km, Gehzeit rund 4 Stunden. Anmeldung bis zum 19. Januar bitte direkt bei Wanderführer 
Robert Schütz. 
 
Zur Kenntnis genommen  
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3 2. Satzung zur Änderung der Unternehmenssatzung für das Kommunal-
unternehmen "NEUSTADTDIENSTE" 

 10.290.2023  

 
Beschluss: 
 
Dieser Beratungsgegenstand wurde von der Tagesordnung genommen. 
 
Zurückgestellt  
 
 
 
 SR/20240110/Ö4  

4 Verlustausgleich für die Veranstaltungs- und Kultur-Verwaltungs GmbH; 
Auszahlung 2024 

 20.151.2023  

 
Beschluss: 
 
Die Stadt Neustadt a.d.Aisch beschließt, dass der Verlustausgleich für die VKV-GmbH in vier 
Raten von jeweils 88.000 Euro am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.2024 ausbezahlt wird. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
 
 SR/20240110/Ö5  

5 Örtliche Bauvorschriften der Stadt Neustadt a.d.Aisch: Erlass einer Kinder-
spielplatzsatzung - Grundsatzentscheidung 

 51.295.2023  

 
Beschluss: 
 

Der Stadtrat trifft den Grundsatzbeschluss, dass eine Satzung im Sinne des Art. 81 Abs. 1 Nr. 3 
BayBO über die Lage, Größe, Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von (privaten) 
Spielplätzen sowie der Art der Erfüllung und die Ablösemöglichkeiten aufgestellt wird. 
Die Verwaltung wird beauftragt, einen Satzungsentwurf zur Beratung vorzulegen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
 
6 Bauanträge / Vorbescheidsanträge 
   
 SR/20240110/Ö6.1  

6.1 Bauantrag für den Neubau eines Achtfamilienwohnhauses auf dem Grundstück 
(Flurnummer 2270/8 der Gemarkung Neustadt a.d.Aisch) - Änderungsplanung vom 
Dezember 2023 

 51.294.2023  
 

Beschluss: 
 

Alternative A: 
 

Das Einvernehmen wird erteilt, der beantragten Abweichung für den Verzicht auf vier Kfz-
Stellplätze wird zugestimmt. Vor Erteilung der Baugenehmigung sind Entwässerungspläne 
vorzulegen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 0  Nein 20   
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
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Beschluss: 
 
Alternative B: 
 
Das Einvernehmen wird nicht erteilt, für das Vorhaben sind die nach Satzung erforderlichen 
Stellplätze nachzuweisen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
 SR/20240110/Ö7  

7 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch; Aufstellung vorhabenbez. 
Bebauungsplan Nr. 74 "PV-Anlage Marberg Hasenlohe": Beschlüsse zu 
Stellungnahmen aus der erneuten Auslegung und Behördenbeteiligung, 
Satzungsbeschluss 

 51.289.2023  

 
 
A. Beschlussfassungen zu den Stellungnahmen aus der Behördenbeteiligung: 
 
Beschluss: 
 
1) Stellungnahme der Regierung von Mittelfranken vom 17.11.2023: 
 
Die Hinweise der Landesplanungsbehörde und der Höheren Naturschutzbehörde werden zur 
Kenntnis genommen. 
Die Abgrenzung des Sondergebietes wurde nach der frühzeitigen Behördenbeteiligung auf Grund 
der Stellungnahmen der Regierung von Mittelfranken und des Landratsamtes Neustadt a.d.Aisch-
Bad Windsheim geändert und Flächen im nordöstlichen Bereich zurückgenommen. Bezüglich der 
Stellungnahme der Regierung von Mittelfranken aus der förmlichen Beteiligung wurde ausführlich 
dargelegt, warum weitere Änderungen an der Abgrenzung des Sondergebietes nicht 
vorgenommen wurden und in der Abwägung deshalb an der Abgrenzung der Entwurfsfassung 
festgehalten wurde. 
 
Zur Breite der Ausgleichsflächen mit fünf Metern wurde in der Abwägung zur Stellungnahme der 
Regierung von Mittelfranken (förmliche Beteiligung) ausführlich dargelegt, warum diese Breite als 
ausreichend angesehen wird: die Ausgleichsflächen stehen im Zusammenhang mit den randlichen 
Flächen im Sondergebiet, diese sind ebenfalls nach naturschutzfachlichen Kriterien zu pflegen und 
so können sich Saumbereiche entwickeln. Weiter sind zur Pflege der Sondergebietsfläche 
umfangreiche Vorgaben zu Mahdterminen und zur Vorgehensweise bei der Mahd in den textlichen 
Festsetzungen enthalten, ebenso der Verzicht auf den Einsatz von Düngemitteln oder 
Pflanzenschutzmitteln. Daher ist in der Abwägung an der Breite von fünf Metern festgehalten 
worden, da die naturschutzfachlichen Anforderungen als eingehalten angesehen wurden. 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist demnach nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 15  Nein 5   
 
Beschluss: 
 
2) Stellungnahme des Regionalen Planungsverbandes Westmittelfranken vom 10.11.2023: 
 
Der Stadtrat verweist auf die Inhalte der Beschlussfassung zur Stellungnahme der Regierung von 
Mittelfranken unter Punkt A.1. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 14  Nein 6   
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Beschluss: 
 
3) Stellungnahme des Landratsamtes Neustadt a.d.Aisch – Bad Windsheim vom 

16.11.2023: 
 
Die Fläche CEF 1 wurde vom Gutachter, der die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erstellt 
hatte, bewertet und hierzu per Mail vom 06.03.2023 mitgeteilt, dass die Kulissenwirkung des 
Bahndamms als gering angesehen werde, dieser im parallel verlaufenden Streckenabschnitt nur 
niedrig bewachsen sei und selbst keine nennenswert horizontüberhöhende Struktur darstelle. 
Weiter habe auch der Bahnbetrieb selbst keinen Einfluss auf die Besiedlung der Fläche, da 
Störungen nur sporadisch aufträten. 
Nach Rücksprache mit der Unteren Naturschutzbehörde und Darlegung des Sachverhalts wurde 
von Seiten der Unteren Naturschutzbehörde mit Mail vom 29.11.2023 Einverständnis mit der 
Fläche CEF 1 mitgeteilt. 
 
Zur Breite der Ausgleichsflächen mit fünf Metern wurde in der Abwägung zur Stellungnahme aus 
der förmlichen Beteiligung ausführlich dargelegt, warum diese Breite als ausreichend angesehen 
wird: die Ausgleichsflächen stehen im Zusammenhang mit den randlichen Flächen im 
Sondergebiet, diese sind ebenfalls nach naturschutzfachlichen Kriterien zu pflegen und so können 
sich Saumbereiche entwickeln. Weiter sind zur Pflege der Sondergebietsfläche umfangreiche 
Vorgaben zu Mahdterminen und zur Vorgehensweise bei der Mahd in den textlichen 
Festsetzungen enthalten, ebenso der Verzicht auf den Einsatz von Düngemitteln oder 
Pflanzenschutzmitteln. Daher ist in der Abwägung an der Breite von fünf Metern festgehalten 
worden, da die naturschutzfachlichen Anforderungen als eingehalten angesehen wurden. 
Zur Sicherung der CEF-Flächen wurde bereits in der Abwägung zu den Stellungnahmen aus der 
förmlichen Beteiligung erläutert, dass die Sicherung dieser Flächen über den 
Durchführungsvertrag zwischen Vorhabenträger und Stadt erfolgt. 
Die sonstigen Inhalte der Stellungnahme werden zur Kenntnis genommen. 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist demnach nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 14  Nein 6   
 
 
Beschluss: 
 
4) Stellungnahme des Amtes für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten vom 26.10.2023: 
 
Es erfolgt keine Flächenversiegelung durch den Bau der PV-Anlage, daher kann nach einem 
Rückbau die landwirtschaftliche Nutzung der Flächen wieder aufgenommen werden. Im Vergleich 
zur Erzeugung regenerativer Energien durch Energiepflanzen kann durch Photovoltaikanlagen auf 
der gleichen Flächengröße eine deutlich höhere Energiemenge erzeugt werden. 
Nach dem § 2 EEG 2023 wurde für erneuerbare Energien eine besondere Bedeutung festgestellt. 
PV-Anlagen liegen demnach im überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen 
Sicherheit. Damit sind sie als vorrangiger Belang in die Schutzgüterabwägung einzubringen. 
 
Der Kompensationsfaktor für den Ausgleichsumfang war im Vorentwurf bei 0,1 angesetzt und 
wurde aufgrund von Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung erhöht. Der Faktor 0,1 wäre 
nur angemessen, wenn auf der Fläche eine hohe ökologische Wertigkeit erreicht würde, die über 
die Erfüllung ökologischer Standards hinausginge. 
 
Die Flächen für den artenschutzrechtlichen Ausgleich müssen bestimmte Kriterien erfüllen, die sich 
an den Habitatansprüchen der Tierarten orientieren, für die diese Flächen anzulegen sind. Daher 
unterliegt die Flächenauswahl deutlichen Restriktionen und die Flächensuche ist bereits mit einem 
sehr großen räumlichen Umgriff erfolgt. 
Die Bewirtschaftbarkeit von Fl.-Nr. 1157 ist weiter gegeben, wenngleich die Erschwernis der 
Bewirtschaftung durch die Trennung von der benachbarten Fläche Fl.-Nr. 1156 zwar gegeben ist, 
jedoch diese in Abstimmung mit dem Eigentümer erfolgt. Eine nochmalige Änderung der CEF-
Flächen ist jedoch nicht möglich, da aufgrund der bisherigen Flächensuche sich hier keine andere 
Möglichkeit abzeichnet.  
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Die für den naturschutzrechtlichen Ausgleich verwendeten Flächen liegen allesamt im 
Randbereich um das Sondergebiet, sind also auf Grund ihrer Lage und ihres Zuschnittes nicht 
mehr landwirtschaftlich nutzbar. 
Eine Verwendung der Ausgleichsflächen im Randbereich des Sondergebietes für den 
artenschutzrechtlichen Ausgleich ist nicht möglich, da die CEF-Flächen bestimmte Kriterien 
erfüllen müssen, die sich an den Habitatansprüchen der Tierart orientieren, für die sie anzulegen 
sind. 
Die artenschutzrechtlich notwendigen Flächen (Fl.-Nrn. 1156 der Gemarkung Schauerheim und 
239 der Gemarkung Dietersheim) sind zwingend erforderlich und können nicht entfallen oder 
flächenmäßig reduziert werden. 
Da es sich um einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt, ist die Stadt Neustadt a.d.Aisch 
weder Eigentümer noch Pächter der Ausgleichsflächen und kann daher über diese nicht verfügen. 
 
Die Rückbauverpflichtung ist Gegenstand des Durchführungsvertrages. 
 
Eine Änderung des Bebauungsplanes ist demnach nicht erforderlich. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 14  Nein 6   
 
 
Beschluss: 
 
5) Stellungnahme der Gemeinde Dietersheim vom 02.12.2023: 
 
Der Stadtrat nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis, macht aber die Gemeinde Dietersheim bei 
allem Verständnis für die gemeindlichen Interessen auf folgendes aufmerksam: 
 
Zunächst der Hinweis, dass sich die Gemeinde Dietersheim zwar bei der frühzeitigen Beteiligung 
mit Mail vom 18.02.2022 geäußert hatte, jedoch bei der förmlichen ersten Auslegung im November 
2022, bei der unter anderem das Blendgutachten Teil der Unterlagen war, keine Stellungnahme 
abgegeben hatte. Dies war seinerzeit als Einverständnis mit der Planung interpretiert worden. 
 
Im Blendgutachten ist dargelegt, dass auf Grund der erfolgten Untersuchungen eine Betroffenheit 
der Gebäude in Dietersheim nicht gegeben ist (Seite 27 des Blendgutachtens). 
Nach den Richtlinien der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI, Hinweise zur 
Messung, Beurteilung und Minderung von Lichtimmissionen) erfahren generell Immissionsorte, die 
sich weiter als ca. 100 m von einer Photovoltaikanlage entfernt befinden, erfahrungsgemäß nur 
kurzzeitige Blendwirkungen. Das Blendgutachten enthält daher keine Betrachtungspunkte aus der 
Hangsiedlung Dietersheim, da die Wohnbebauung dort ca. 1.200 m und mehr vom 
Geltungsbereich und damit deutlich weiter als die vorher genannten 100 m entfernt liegt. 
Auch die Ortslage Dietersheim befindet sich mit einer Entfernung von rund 800 m und mehr 
deutlich außerhalb des relevanten Untersuchungsbereiches. 
Es wird daher zu einer Sichtbarkeit der PV-Anlage kommen, aber keinesfalls zu einer 
Beeinträchtigung der Dietersheimer Bürgerinnen und Bürger, die im Kernort oder in der 
Hangsiedlung wohnen. 
Die Stellungnahme bleibt daher unberücksichtigt. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 16  Nein 4   
 
 
B. Satzungsbeschluss: 
 
Beschluss: 
 
1) Nachdem die erfolgte Abwägung ergeben hat, dass der Bebauungsplan nicht nochmals 

geändert werden muss und der Durchführungsvertrag geschlossen wurde, beschließt der 
Stadtrat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 74 „Freiflächenphotovoltaikanlage 
Marberg südöstlich von Hasenlohe“ in der Fassung vom 10.01.2024 als Satzung. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 14  Nein 6   
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Beschluss: 
 
2) Die Verwaltung wird beauftragt, den Bebauungsplan, sobald die bereits beantragte 

Genehmigung zur Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes vorliegt, in Kraft zu 
setzen. 

 
Abstimmungsergebnis Ja 14  Nein 6   
 
 
 
 SR/20240110/Ö8  

8 Bauleitplanung der Stadt Neustadt a.d.Aisch; Bebauungsplan Nr. 68 "Klinikstandort 
Paracelsusstraße" - Beschlussfassungen zu den Stellungnahmen aus der 
frühzeitigen Öffentlichkeits- sowie Behördenbeteiligung und zum weiteren 
Verfahren 

 51.290.2023  

 
A. Behandlung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit, gruppiert nach Sachargumenten: 
 
A.1 Argument 1: 
 

„Die Verkehrsbelastung im Mühlgründlein und in der Paracelsusstraße ist bereits hoch und wird 

durch Klinikneubauten weiter erhöht, was zur Überlastung der Anlieger führt“. 

 
Beschluss: 
 

Die steigenden Verkehrszahlen werden laut den vorliegenden Verkehrsuntersuchungen 
(Verkehrskonzept der Planungsgruppe Strunz) nicht zu einer Überlastung der bestehenden 
Erschließungsstraßen führen, dies wurde im bereits beschlossenen Verkehrskonzept schlüssig 
nachgewiesen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.2 Argument 2: 
 

 „Fuß- und Radweg vor der Klinik ist nicht vorhanden, es fehlt ein Fußgängerüberweg; die 

barrierefreie Erreichbarkeit ist nicht gewährleistet“. 

 

Beschluss: 
 

Der Einwand verkennt, dass der vorliegende Bebauungsplanentwurf eine deutlich verbesserte 
Verkehrs - und Wegeführung vor der Klinik vorsieht. Gehweg und Barrierefreiheit sind dann 
gegeben. Es ist nicht zielführend, den aktuellen Zustand zu kritisieren. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.3 Argument 3: 
 
„Es ist eine zweite verkehrliche Anbindung des Klinikareals notwendig, die nicht über die Kreuzung 
Mühlgründlein/Paracelsusstraße führt“. 
 

Beschluss: 
 

Entgegen aller gegenteiligen Behauptungen besteht schon immer eine zweite Zufahrt zur Klinik für 
Notfälle über Röntgenstraße, Mühlgründlein „Ost“ und An der Weißen Marter. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 1   
 
 



Sitzung des Stadtrates am 10.01.2024 Seite 10 von 18 
 

A.4 Argument 4: 
 

„Als Lösung aller Verkehrsprobleme wird die „Ostspange“ gefordert“. 
 

Beschluss: 
 

Die Ostspange wurde im Verkehrsgutachten als Planungsansatz vorgeschlagen bzw. bewertet und 
vom Stadtrat bereits zweimal abgelehnt. Es besteht keine Realisierungsmöglichkeit aus 
technischen, finanziellen und rechtlichen Gründen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 18  Nein 2   
 
 
A.5 Argument 5: 
 
„Die Entwässerung des Quartiers und damit auch der Klinikerweiterung ist nicht gesichert“. 
 
Beschluss: 
 
Die Umsetzbarkeit der Planung wurde mit den Kommunalbetrieben abgestimmt. Die 
Entwässerungsplanung befindet sich in Bearbeitung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.6 Argument 6: 
 
„Der Klinikstandort ist nicht an das ÖPNV-Netz angebunden“. 

Beschluss: 
 
Im Fahrplan für die Stadt Neustadt/Aisch wird die Haltestelle „Abzweigung Krankenhaus“ geführt. 
Weitere Haltestellen sind in den angrenzenden Straßenzügen vorhanden. Hinzu kommen die von 
der Stadt stark unterstützten Anruf-Sammeltaxis. 
 
 
Karte der Haltestellen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abstimmungsergebnis Ja 16  Nein 4   
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A.7 Argument 7: 
 

„Die verkehrliche Engstelle auf dem Klinikareal ist nicht, wie geplant, durch den Bau der Zufahrt zu 

Betriebswohnungen zu beseitigen“. 

Beschluss: 
 
Die im Zuge des OP-Neubaus geschaffene Engstelle muss durch eine Straßenverbreiterung 
verbessert werden. Da sich hier auch die Zufahrt zu den optional geplanten Mitarbeiterwohnungen 
befindet, ergibt sich nahezu zwingend, dass diese Abzweigung mit der Verbreiterung verbunden 
wird. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.8 Argument 8: 
 
„Der Klinikausbau muss mit einem Verkehrskonzept einhergehen“. 

 

Beschluss: 
 
Das von der Stadt Neustadt im Vorfeld erstellte Verkehrskonzept berücksichtigt in sehr 
ausführlicher Weise die drei Bebauungspläne „Klinik“, „BRK“ und „Auf der Höhe III“. Darüber 
hinausgehend nochmals weitere konzeptionelle Vorüberlegungen vorzunehmen, ist nicht geboten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Müller war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.9 Argument 9: 
 
„Die Röntgenstraße ohne Fußweg ist bereits jetzt unzumutbar. Mit der Klinikerweiterung wird der 
Verkehr weiter ansteigen. Der Parkstreifen sollte in einen Gehweg umgebaut werden“. 
 
 
SRM Muck stellt den Antrag, den zweiten Halbsatz im Beschlussvorschlag zu streichen: „der 
Straßenquerschnitt wird gegebenenfalls an das Verkehrsaufkommen angepasst.“ 
 
Beschluss: 
 
Der zweite Halbsatz im Beschlussvorschlag wird gestrichen: „der Straßenquerschnitt wird 
gegebenenfalls an das Verkehrsaufkommen angepasst.“ 
 
Abstimmungsergebnis Ja 5  Nein 13   
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
SRM Müller und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
Beschluss: 
 
Das Verkehrsaufkommen in der Röntgenstraße wird im weiteren Verfahren überprüft, der 
Straßenquerschnitt wird gegebenenfalls an das Verkehrsaufkommen angepasst. Der Vorschlag, 
eventuell den Parkstreifen auf der Klinikseite aufzulösen und durch einen Gehweg zu ersetzen, 
wird seitens der Stadt als plausibel und möglich angesehen. Hierzu ist der Bebauungsplanentwurf 
entsprechend zu ändern. Die wegfallenden Parkplätze sind in angemessener Anzahl andernorts zu 
errichten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 16  Nein 2   
SRM Müller und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend. 
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A.10 Argument 10: 
 
„Die hohen Bäume des Klinikparks sollten erhalten bleiben“. 

 

Beschluss: 
 
Das derzeitige Klinikkonzept sieht den Erhalt von einigen hohen Bestandsbäumen vor, jedoch 
nicht von allen. Grundsätzlich sollen alle bestehenden Bäume erhalten werden, soweit sie 
außerhalb des Baufensters der neuen Klinikbauten stehen.  
 
Abstimmungsergebnis Ja 18  Nein 0   
SRM Müller und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.11 Argument 11: 
 
„Der Umfang der Ausgleichsmaßnahmen und -flächen wurde nicht ermittelt, Standorte für den 

Ausgleich nicht vorgeschlagen“. 

 

Beschluss: 
 
Zum Zeitpunkt der vorgezogenen Beteiligung der Bürger und der Behörden lag noch keine 
Ermittlung des Umfangs von Ausgleichsmaßnahmen vor. Aus Sicht der Stadt stellt dies bei der 
frühzeitigen Beteiligung der Bürger am Planungsprozess weder eine Behinderung bei der 
Beurteilung der vorliegenden Planung noch eine Einschränkung bei der Ermittlung des Umfangs 
der Ausgleichsflächen dar. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 18  Nein 0   
SRM Müller und Bauereiß waren bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.12 Argument 12: 
 
„Der Artenschutz wurde vernachlässigt. Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung wurde zu 

einem Zeitpunkt erstellt, als die Klinikplanung noch nicht vorlag“. 

 

Beschluss: 
 
Es lag zum Zeitpunkt der frühzeitigen Beteiligung der Bürger- und der Behörden noch kein 
Ausgleichsflächenkonzept vor. Dies wird im Zuge der Konkretisierung der geplanten Vorhaben und 
des Bebauungsplanes erstellt werden.  
Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) stellt eine Bestandsaufnahme innerhalb des 
Geltungsbereichs des Bebauungsplanes dar und blickt auch etwas über dessen Grenzen hinaus. 
Die Erkenntnisse der saP gehen nach Auswertung der Ergebnisse der vorgezogenen Beteiligung 
der Bürger und der Behörden in die Berechnung der Ausgleichsflächen – und maßnahmen sowie 
in den Umweltbericht ein. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Bauereiß war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.13 Argument 13: 
 

„Die zeitgleiche Aufstellung von drei Bebauungsplänen erschwert die Stellungnahmen durch die 

Bürger“. 
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Beschluss: 
 

Die zeitgleiche Aufstellung der drei Bebauungspläne war dem räumlichen Zusammenhang 
geschuldet. Darüber hinaus sollte der Eindruck vermieden werden, die Planungsabsichten der 
Stadt werden den Bürgern nur „häppchenweise“ präsentiert. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Bauereiß war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.14 Argument 14: 
 

„Die Zuwegung zur Klinik im Katastrophenfall wurde komplett vernachlässigt“. 
 
Beschluss: 
 

Es ist nicht bekannt bzw. wird auch nicht näher vorgetragen, welche Arten von Katastrophen 
gemeint sind und damit auch, welche Form einer Zuwegung im „Katastrophenfall" angemessen 
wäre, da die unterschiedlichsten Szenarien einer „Katastrophe“ denkbar sind. Zudem ist, wie 
bereits ausgeführt, die Klinik über zwei unabhängige Straßenzüge erschlossen. Es kann somit kein 
Mangel in der Planung erkannt werden. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Bauereiß war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
A.15 Argument 15: 
 
„Die Erreichbarkeit der Notaufnahme ist vor allem während der Bauzeit prekär“. 
 
Beschluss: 
 
Die Baustellenorganisation muss die Erreichbarkeit der Notaufnahme auch während der Bauzeit 
über zwei Zufahrtsmöglichkeiten sichern. Dies ist aber eine innerorganisatorische Frage an den 
Klinikbetreiber und nicht der Städteplanung. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
A.16 Argument 16: 
 
„Die Planung widerspricht dem ISEK der Stadt Neustadt sowie dem Regionalplan“. 
 
Beschluss: 
 
Es kann kein Widerspruch zum ISEK der Stadt Neustadt a.d.Aisch oder zum Regionalplan 
festgestellt werden. Im Gegenteil: die Innenentwicklung wird gefördert, eine zentrale Einrichtung 
der Gesundheitsvorsorge wird am vorhandenen Standort gestärkt, auf den Flächenverbrauch in 
bisher naturnahen oder landwirtschaftlich genutzten Bereichen sowie auf neue, aufwändige 
Erschließungsanlagen wird verzichtet. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
A.17 Argument 17: 
 
„Eine Amtsermittlungspflicht und fortlaufende Unterrichtung wird eingefordert“. 

 

Beschluss: 
 
Im Bauleitplanverfahren gibt es keine Amtsermittlungspflicht. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
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A.18 Argument 18: 
 
„Die Inhalte des Verkehrskonzeptes, erstellt durch die Planungsgruppe Strunz, werden in Zweifel 
gezogen“. 
 
Beschluss: 
 
Zu allen Einwendungen gegen das Verkehrskonzept wurde bereits unter Mithilfe der Verfasser 
(Ingenieurbüro Strunz, Bamberg) vom Stadtrat ausführlich Stellung genommen bzw. Beschlüsse 
gefasst. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
A.19 Argument 19: 
 
„Die Bauleitplanungen haben andere Planungsstände als die Unterlagen, die bei Erstellung des 

Verkehrskonzeptes zugrunde gelegt wurden“. 

Beschluss: 
 
Das Verkehrskonzept und die Bebauungspläne wurden parallel entwickelt. Die Änderungen in den 
Bebauungsplänen haben aber keine Auswirkungen auf die Ergebnisse des Verkehrskonzeptes. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
A.20 Argument 20: 
 
„Die Herausnahme von Bebauungsplan Nr. 79 „BRK“ aus dem Bebauungsplan Nr. 68 „Klinik“ sollte 

dazu beitragen, den § 4 BauNVO zu umgehen“. 

 

Beschluss: 
 
Die Herausnahme des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 79 hatte ausschließlich 
terminliche Gründe. Zum Zeitpunkt der Herausnahme war abzusehen, dass die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 68 „Klinikstandort Paracelsusstraße“ wesentlich mehr Zeit beanspruchen 
würde, als der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 79 „BRK Standort Robert Koch Straße“. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
A.21 Argument 21: 
 
„Der entstehende Baulärm wird Patienten und Anlieger stark belasten“. 

 

Beschluss: 
 
Bauen im Bestand führt immer zu Belastungen der Anlieger, was sich jedoch im Rahmen des 
gesetzlich Zulässigen bewegen muss. Gesundheitsgefährdende Störungen müssen vermieden 
werden. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
A.22 Argument 22: 
 
„Es entsteht ein Erscheinungsbild des Quartiers ohne Aufenthaltsqualität in den Straßenräumen“. 

Beschluss: 
 
Der Einwand bezieht sich auf das ganze Quartier rund um die Paracelsusstraße und schließt alle 
Bebauungspläne und Bestandssituationen mit ein. Der Einwand kann nicht als gegen die 
Umstrukturierung des Klinikstandortes verstanden werden. Darüber hinaus kann aus dem ISEK 
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keine Pauschalkritik am „suburbanen Erscheinungsbild“ des Quartiers abgeleitet werden, wie 
immer dieses auch definiert werden soll. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.23 Argument 23: 
 

„Wie sieht die zukünftige Wärmeversorgung der Klinikneubauten aus?“ 

 

Beschluss: 
 

Die Klink verfügt über eine zentrale Beheizung, über die auch alle neu geplanten Gebäude 
versorgt werden. Der Klinikverwaltung steht es selbstverständlich frei, noch weitere Nutzer an die 
Wärmeversorgung der Klinik zu koppeln. Es handelt sich aber immer um wirtschaftliche 
Entscheidungen zwischen privaten Vertragspartnern, die die Stadt nicht vorgeben kann. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.24 Argument 24: 
 

„Die geplanten Parkplätze werden für den Betrieb von Klinik und Arztpraxen nicht ausreichen“. 

 

Beschluss: 
 

Die innerhalb des Geltungsbereichs notwendige Anzahl an Stellplätzen wurde ermittelt. Sie sind in 
ausreichendem Umfang nachgewiesen. Stellplätze der Klinik liegen auch im Geltungsbereich des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 79. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.25 Argument 25: 
 

„Für die Planung der Klinik fehlt ein Raumkonzept“. 

 

Beschluss: 
 

Es kann keinesfalls von einem fehlenden Raumkonzept gesprochen werden. Der vorliegende 
Bebauungsplan entwickelt sich aus dem Flächennutzungsplan. Die Entwicklung eines darüber 
hinaus gehenden Raumkonzeptes ist in Anbetracht der funktionalen Zwänge einer Klinik nicht 
angebracht.  
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
A.26 Argument 26: 
 

„Durch die geplante Baumaßnahme, den damit verbundenen Baustellenverkehr sowie dem 
zukünftig erhöhten Verkehrsaufkommen werden Schäden an den bestehenden Gebäuden 
entstehen“. 
 
Beschluss: 
 

Schäden an Gebäuden im Zuge von Baumaßnahmen durch unsachgemäße Bautätigkeit können 
nicht im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens ausgeschlossen oder verhindert werden. 
Beeinträchtigungen durch stärkere Verkehrsaufkommen wären bereits im Bebauungsplan zu 
berücksichtigen, wenn unzulässige Verkehrsmengen über dafür ungeeignete Straßen abgewickelt 
werden würden. Das ist hier nicht der Fall. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
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B. Behandlung der Stellungnahmen der Behörden und Verbände: 
 
B.1 Stellungnahme der N-ergie Netz GmbH vom 12.08.2022 
 
Beschluss: 
 
Die technischen Hinweise der N-ergie Netz GmbH sind bei den weiteren Planungen zu beachten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
B.2 Stellungnahme der Deutschen Telekom Technik GmbH vom 22.08.2022 
 
Beschluss: 
 
Die technischen Hinweise der Deutschen Telekom Netz GmbH sind bei den weiteren Planungen 
zu beachten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
B.3 Stellungnahme des Wasserwirtschaftsamtes Ansbach vom 31.08.2022 
 
Beschluss: 
 
Alle Anmerkungen des Wasserwirtschaftsamtes werden zur Kenntnis genommen. Die Ableitung 
von Abwasser und Oberflächenwasser aus bzw. im Bebauungsplan Nr. 68 „Klinikstandort 
Paracelsusstraße“ kann aus Sicht der Stadt Neustadt a.d.Aisch nicht zwingend die Realisierung 
des Baugebietes „Auf der Höhe III“ voraussetzen. Beide Bebauungspläne müssen unabhängig 
voneinander technisch funktionieren. Die Stadt Neustadt an der Aisch wird im weiteren Verfahren 
die Entwässerungsplanung vorantreiben, um eine Funktionstüchtigkeit des Klinikareals auch ohne 
das Baugebiet „Auf der Höhe III“ sicherstellen zu können. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
B.4 Stellungnahme des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege vom 06.09.2022 
 
Beschluss: 
 
Die Hinweise des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege werden zur Kenntnis genommen 
und sind im weiteren Verfahren zu beachten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 
B.5 Stellungnahme der Kommunalbetriebe Neustadt a.d.Aisch AöR vom 21.09.2022 
 
Beschluss: 
 
Die Anmerkungen zur Entwässerung des nördlichen Bereiches des Klinikareals (notwendige 
Realisierung des Baugebietes Auf der Höhe III) werden zur Kenntnis genommen. Die Erarbeitung 
von technischen Lösungen im Tiefbaubereich (Ableitung von Schmutz- und Oberflächenwasser) 
wird vom Stadtrat auch ohne die Realisierung des Baugebietes „Auf der Höhe III“ angestrebt. 
Dabei werden die Kommunalbetriebe Neustadt Aisch nicht als Träger öffentlicher Belange, 
sondern als Plangeber gesehen. 
Der Hinweis zur Einbeziehung der Kommunalbetriebe im Falle eines Umbaus der Röntgenstraße 
wird zur Kenntnis genommen und bei Bedarf darauf zurückgekommen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
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B.6 Stellungnahme des Bund Naturschutz in Bayern e.V. vom 23.09.2022 
 

Beschluss: 
 

Die Möglichkeiten zur Festsetzung von Flächen für regenerative Energien werden genutzt. 
Die Anmerkungen zur Beleuchtung des Parkplatzes werden zur Kenntnis genommen und im 
Bebauungsplan entsprechend festgesetzt. 
Ziel ist neben der Versickerung einen schwammartigen Speicher im offenen Gelände der Klinik zu 
realisieren. Dies soll zur Versorgung der Bäume dienen und soll die Menge des abzuleitenden 
Oberflächenwassers reduzieren. 
Die Anmerkungen zur Grünordnung, zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung und zur 
ökologischen Baubegleitung werden in der weiteren Planung berücksichtigt 
 

Auf Nachfrage von SRM Leidenberger zum schwammartigen Speicher erklärt OVR Schorr, dass 
die Planungen hierzu noch folgen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 20  Nein 0   
 
 

B.7 Stellungnahme des Landratsamtes Neustadt a.d.Aisch – Bad Windsheim vom 
27.09.2022 
 

Beschluss: 
 

Die Hinweise der Abteilung für Baurecht und Immissionsschutz werden zur Kenntnis genommen. 
 

Zu der Stellungnahme der Naturschutzbehörde wird folgendes beschlossen: 
Das Gutachten zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung wird hinsichtlich der Untersuchungen 
für Vögel und Fledermäuse im weiteren Verfahren überarbeitet und ergänzt. Dazu wird ein 
Zeitpunkt abgewartet, der den Tierbestand möglichst kurz vor Beginn von Realisierungen ermittelt 
und entsprechende Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen festsetzt. In Bezug auf Amphibien wird 
das Gutachten in einem realistischen Rahmen ergänzt. Nicht verifizierte Funde werden nicht als 
Datengrundlage herangezogen.  
Die Vermeidungsmaßnahmen werden auf den vorliegenden Bebauungsplan „heruntergebrochen“ 
und anschließend in die Satzung einbezogen. Soweit Änderungen bei Vermeidungsmaßnahmen 
durch die Überarbeitung des Gutachtens entstehen, werden diese ebenfalls im Bebauungsplan 
festgesetzt. 
Der Umweltbericht wird im weiteren Verfahren erstellt. 
 

Zu der Stellungnahme der Abteilung für Gewässerschutz wird beschlossen, dass eine 
Wärmebereitstellung im Bestand vorhanden ist und seitens der Klinikverwaltung geklärt wird, ob 
andere Teilnehmer im Sinne eines Nahwärmenetzes an die Anlage der Klinik angeschlossen 
werden können. 
Die Entwässerungssituation muss durch die Kommunalbetriebe Neustadt a.d.Aisch geklärt 
werden. Hierzu wurde das Ingenieurbüro Völker mit Planungen beauftragt, die zwischenzeitlich 
vorliegen, ggf. aber noch überarbeitet werden. Ziel der Stadt Neustadt Aisch ist die 
Funktionsfähigkeit der Klinik auch ohne das Baugebiet „Auf der Höhe III“. 
Die weiteren Hinweise in abfallrechtlicher und bodenschutzrechtlicher Hinsicht werden zur 
Kenntnis genommen. 
 

Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Westhauser war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 

C. Beschlussfassungen zum weiteren Verfahren: 
 

Beschluss: 
 

1) Die Verwaltung wird beauftragt, den Verfassern der privaten Stellungnahmen die im Teil A. 
beschlossenen Inhalte mitzuteilen. 

 

Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Westhauser war bei diesem Beschluss abwesend. 
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Beschluss: 
 
2) Die sich hieraus und aus den Stellungnahmen der Behörden und Verbände (Teil B) 

ergebenden Beschlüsse sind in den Entwurf des Bebauungsplanes einzuarbeiten. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Westhauser war bei diesem Beschluss abwesend. 
 
 
Beschluss: 
 
3) Dieser Entwurf ist dem Stadtrat zur Billigung erneut vorzulegen. 
 
Abstimmungsergebnis Ja 19  Nein 0   
SRM Westhauser war bei diesem Beschluss abwesend. 
 


